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Vom „�“ und „�“ im beA ...

Der elektronische Rechtsverkehr hat seine
M�he mit der deutschen Sprache. Dabei
scheint die Gesetzeslage f�r die Einreichung
bestimmender Schrifts�tze als elektronische
Dokumente klar:

Das elektronische Dokument muss

– f�r die Bearbeitung durch das Gericht ge-
eignet sein (§ 130 a Abs. 2 ZPO i. V. m.
der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verord-
nung – EERV) und

– entweder mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur versehen sein oder von
der verantwortenden Person signiert und

auf einem sicheren �bermitt-
lungsweg eingereicht werden
(§ 130 a Abs. 3 ZPO), wobei
das „besondere elektronische
Anwaltspostfach“ – beA – als
sicherer �bermittlungsweg gilt
(§ 130 a Abs. 4 ZPO).

Die M�hen des Rechtsverkehrs be-
ginnen bei der Umsetzung dieser
Vorgaben, wie j�ngste BGH-Ent-
scheidungen zeigen:
Gem�ß § 2 Abs. 2 EERV soll der

Dateiname den Inhalt des elektronischen Do-
kuments schlagwortartig umschreiben (Kon-
kretisierung von „f�r die Bearbeitung durch
das Gericht geeignet“ i. S. d. § 130 a Abs. 2
ZPO). Zudem hat der BGH den Anw�ltinnen
und Anw�lten ins Pflichtenbuch geschrieben,
dem Dokument einen „sinnvollen Dateina-
men“ zu geben. Damit soll die „allabendliche
Fristenkontrolle“ in der Anwaltskanzlei fest-
stellen, ob der richtige Schriftsatz an das zu-
st�ndige Gericht unter dem zutreffenden Ak-
tenzeichen gesendet wurde und kein anderes
Dokument. So im BGH-Fall: Es wurde ein
Schriftsatz zur Streitwertfestsetzung �bermit-
telt anstelle der Berufungsbegr�ndung (BGH,
Beschluss vom 17. 3. 2020, VI ZB 99/19).
. . . womit wir beim „�“ aus „Berufungsbe-
gr�ndung“ sind oder beim „�“ aus „Klage�n-
derung“: Im BGH-Urteil vom 14. 5. 2020
(X ZR 119/18) hatte der Berufungsf�hrer die
Berufungsbegr�ndung gegen ein Urteil des
Bundespatentgerichts per beA an den BGH
�bermittelt. Dazu hat er – pflichtschuldigst
gem�ß BAG-Vorgaben (Urteil vom 7. 8.
2019 – 5 AZB 17/19) – den Eingang des Do-
kuments beim Server des elektronischen Ge-
richts- und Verwaltungspostfachs (EGVP)
anhand der �bermittlungsdatei aus dem beA
(Pr�fprotokoll) festgestellt. Dieser zentrale
Intermedi�r-Server des EGVP hat die Beru-
fungsbegr�ndung aber nicht an den BGH wei-
tergeleitet, vermutlich weil der Dateiname

einen Umlaut („�“ aus „Berufungsbegr�n-
dung“) oder eine sonstige Besonderheit ent-
hielt. Folglich war zu kl�ren, ob das elektro-
nische Dokument f�r die Bearbeitung durch
das Gericht �berhaupt geeignet war i. S. d.
§ 130 a ZPO. Laut BGH-Urteil sind hierf�r
die Vorgaben des § 130 a ZPO i. V. m. der
EERV maßgeblich. Sie verbieten Umlaute
in Dateinamen nicht. Folglich war die Beru-
fung fristgerecht begr�ndet (BGH, Urteil vom
14. 5. 2020, X ZR 119/18, Rn. 14 - 16).
Trotz des BGH-Urteils sind beA-Nutzer gut
beraten, bei Umlauten in Dateibezeichnungen
zur�ckhaltend zu sein, jedenfalls solange die

Gerichtsserver nicht mit �, � oder � umge-
hen kçnnen. Zudem ist anzuraten, vor dem
Versand der Dateien die aktuellen EERV-
Vorgaben zu pr�fen. Denn es bleibt abzuwar-
ten, ob der rechtliche Rahmen durch eine
EERV-�nderung an die technischen Unzu-
l�nglichkeiten der Gerichtsserver angepasst
wird, indem Umlaute in Dateinamen verboten
oder weitere Vorgaben aufgestellt werden
(obwohl nur ein Bug zu beheben w�re).
Ist der richtige Dateiname gew�hlt, so muss
der Schriftsatz korrekt versendet werden, und
zwar (§ 130 a Abs. 3 ZPO): Entweder mit ei-
ner qualifizierten elektronischen Signatur
(qeS) des Verfassers (Alt. 1) oder mit einer
einfachen Signatur, aber zus�tzlich auf einem
sicheren �bertragungsweg (Alt. 2). Das BAG
hat f�r die Alt. 2 klargestellt: Die signierende
und absendende Person m�ssen identisch
sein. Denn nur so ist sichergestellt, dass die
Datei von demjenigen stammt, der in der Sig-
natur als Verfasser angegeben ist (BAG,
Beschluss vom 5. 6. 2020, 10 AZN 53/20,
Rn. 16 - 34). Schrifts�tze ohne qeS muss der
Rechtsanwalt/die Rechtsanw�ltin somit aus
dem eigenen beA-Postfach selbst versenden;
eine Delegierung auf Sekretariatskr�fte oder
Kollegen f�hrt zur Unwirksamkeit der mit
dem Schriftsatz verfolgten Prozesshandlung.
F�r die Einreichung elektronischer Schrifts�t-
ze bleibt festzuhalten:

– Formatierung gem�ß Elektronischer-
Rechtsverkehr-Bekanntmachung 2018
(gilt bis 31. 12. 2020: PDF einschließlich
PDF 2.0, PDF/A-1, PDF/A-2, PDF/UA
und TIFF Version 6).

– Schrifts�tze und Anlagen inhaltlich sinn-
voll bezeichnen und gegebenenfalls num-
merieren.

– Entweder Einsatz von qeS oder beA-Ver-
sendung durch den sachbearbeitenden
Rechtsanwalt/die Rechtsanw�ltin.

– Pr�fprotokoll mit Eingangsbest�tigung
des Gerichts checken und zur elektroni-
schen Akte speichern.
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